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Offenlegung der wirtschaftlichen Verhältnisse (gemäß § 18 KWG) 

 

Nach §18 des Gesetzes über das Kreditwesen (KWG) sind Kreditinstitute verpflichtet, sich die 
wirtschaftlichen Verhältnisse ihrer Kreditnehmer offenlegen zu lassen.  
 
„Ein Kreditinstitut darf einen Kredit, der insgesamt 1 500 000 Euro oder 10 Prozent seines 

Kernkapitals nach Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 überschreitet, nur gewähren, 

wenn es sich von dem Kreditnehmer die wirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere durch 

Vorlage der Jahresabschlüsse, offenlegen lässt.“ (§18 Abs. 1 Satz 1 KWG) 

 

Zusätzlich zur gesetzlichen Offenlegungspflicht gemäß KWG müssen Kreditinstitute interne 
Regelungen für die Offenlegung der wirtschaftlichen Verhältnisse von Kreditnehmern 
festlegen, die Kredite unterhalb der gesetzlichen Betragsgrenze von 1 500 000,00 EUR 
aufgenommen haben. Auch die Mindestanforderungen an das Risikomanagement (MaRisk) 
sehen eine mindestens jährlich erfolgende Beurteilung des Risikos eines Kreditengagements 
vor (siehe etwa BTO 1.2.2. Tz. 2). 
 
Nur durch eine zeitnahe Vorlage der anzufordernden Unterlagen kann das Kreditinstitut ein 
aktuelles Bild über die wirtschaftlichen Verhältnisse gewinnen. Die Unterlagen werden 
insbesondere zur Ermittlung der Tragfähigkeit der Zins- und Tilgungsleistungen 
herangezogen. 
 

 Bei Kreditneuausleihungen muss die Offenlegung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
nach §18 KWG vor jeder Kreditentscheidung erfolgen. 
 

 Bei bestehenden Kreditverhältnissen ist im Rahmen der laufenden Offenlegung 
vom Kreditnehmer mindestens einmal jährlich die wirtschaftliche Lage offenzulegen 
und vom Kreditinstitut nachvollziehbar zu beurteilen. 

 
 
Kreditnehmer sind vertraglich dazu verpflichtet, die erforderlichen Unterlagen zur 
Offenlegung ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse einzureichen. Erfüllen Kreditnehmer diese 
Verpflichtung nicht, ist die Sparkasse Rhein Neckar Nord angehalten, sie regelmäßig an die 
Einreichung der Unterlagen zu erinnern und bei Nichterfüllung auch über die ggf. 
erforderliche Kündigung des Kreditengagements zu entscheiden. 
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Ersatzunterlagen / Surrogate 
 
Eine Ersatzunterlage (ein sogenanntes Surrogat) erfüllt die laufende Offenlegung bei 
fehlender Hauptunterlage für den Zeitraum von bis zu 18 Monaten ab Unterlagenstichtag. 
Nach Ablauf der Gültigkeit einer Ersatzunterlage kann die Offenlegung nur mit der 
Hauptunterlage erfüllt werden. Eine erneute, sich unmittelbar anschießende Erfüllung der 
laufenden Offenlegung auf der Grundlage einer Ersatzunterlage ist nicht möglich. 
 
Beispiel: 
Am Beispiel der Hauptunterlage eines Jahresabschlusses 2024 ergibt sich folgender 

Mechanismus: Der Jahresabschluss 2024 erfüllt die laufende Offenlegung bis zum 31.12.2026. 

Durch eine surrogative Erfüllung der laufenden Offenlegung (d.h. auf Basis einer 

Ersatzunterlage) für den Jahresabschluss 2025 durch z.B. eine BWA per 31.12.2025 ist die 

Offenlegung bis zum 30.06.2027 erfüllt. Ohne Hauptunterlage oder Surrogat für 2025 ist die 

Offenlegung spätestens zum 31.12.2026 nicht erfüllt und eine Entscheidung über die 

Kündigung des Engagements zu treffen. 
 
Hauptunterlagen, welche durch eine Ersatzunterlage temporär ersetzt werden können sind: 
 
Jahresabschluss 

 

Ersatzunterlagen: 
• vorläufiger Jahresabschluss 
• Betriebswirtschaftliche Auswertung mit Summen- und Saldenliste 
 
Einkommensteuererklärung 

 

Ersatzunterlagen: 
• Einkommens- und Gehaltsnachweise für den Zeitraum der Einkommens-

steuererklärung 
• Kontoauszüge / Umsatzabfragen für den Zeitraum der Einkommenssteuererklärung 
• Selbstauskunft 
 
Folgende Qualitätskriterien werden an die Ersatzunterlagen gestellt: 
 
Vorläufiger Jahresabschluss 

 Gesetzliche Mindestinhalte eines Jahresabschlusses sind enthalten 
 Kontennachweise liegen bei 
 Kapitalkontenentwicklung liegt bei (bei einer GmbH & Co. KG) 
 In deutscher Sprache verfasst 
 Auf der Rechtsgrundlage HGB oder IFRS erstellt, ansonsten ist eine 

Überführungsbilanz in HGB notwendig 
 
BWA inkl. Summen- und Saldenliste 

 Zwingend mit Summen- und Saldenliste 
 In kumulierter Darstellung der Monate / Quartale einzureichen 
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Einkommens- und Gehaltsnachweise 

 Umfassen den gleichen Zeitraum wie die Pflichtunterlage und alle Einkommensarten 
(etwa auch Vermietung und Verpachtung) 

 
Kontoauszüge / Umsatzabfragen 

 Ohne Schwärzungen und inkl. Datums-, Kontonummer- und Inhaberangaben 
einzureichen 

 Umfassen den gleichen Zeitraum wie die Pflichtunterlage und alle Einkommensarten 
(etwa auch Vermietung und Verpachtung) 

 
Selbstauskunft 

 Einkommenspositionen und Darlehensraten müssen durch verifizierende Dokumente 
nachgewiesen werden. 

 
Für den Fall verbleibender Rückfragen oder des Wunsches nach weiterführenden Auskünften 
steht Ihnen Ihr Berater oder Ihre Beraterin jederzeit gerne zur Verfügung. 
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Qualitätsanforderungen an wirtschaftliche Unterlagen 
 
Jahresabschluss / vorl. Jahresabschluss 

 inkl. gesetzlicher Mindestinhalte eines Jahresabschlusses 
 inkl. Kontennachweis 
 bei GmbH & Co KG inkl. Kapitalkontenentwicklung 
 in deutscher Sprache 
 Rechtsgrundlage HGB oder IFRS, ansonsten ist eine Überführungsbilanz in HGB 

notwendig 
  
BWA inkl. Summen- und Saldenliste 

 zwingend mit Summen- und Saldenliste 
 in kumulierter Darstellung der Monate/Quartale 

  
Einkommensteuererklärung 

 inkl. aller für den Kunden relevanten Anlagen 
  
Vermögensaufstellung 

Durch entsprechende Nachweise sind die wesentlichen Vermögens- und 
Schuldenpositionen zu verifizieren. 
 
Immobilien: 

 Verifizierung über Grundbuch, Einkommensteuererklärung Anlage V+V  
 Immobilienwert über Gutachten oder aktuelle Mietaufstellung / Mietverträge 
 Bei Grundstücksgemeinschaften Feststellungserklärung erforderlich wegen GbR-

Anteilen 
 
Kapitalvermögen: 

 Kontoauszug, Depotauszug, Screenshot aus Online-Banking (mit Namen, Datum, 
Kreditinstitut) 

 
Bausparguthaben: 

 Nachweis durch Jahreskontoauszug der Bausparkasse 
 
Lebensversicherung (Erlebensfall): 

 Nachweis durch Jahresmitteilung der Versicherungsgesellschaft (Rückkaufswert) 
 
Verbindlichkeiten: 

 externe Verbindlichkeiten durch Vorlage Kreditvertrag und aktuellen 
Darlehensauszug / Screenshot aus Online-Banking (mit Namen, Datum, 
Kreditinstitut) 

 Bei endfälligen Darlehen Nachweis Tilgungsersatzmittel 


